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Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


No. 27. 


(No. 2064.) Miniſterial⸗Erklärung über die zwiſchen der Königlich Preußiſchen und Königlich 
/ Sächſiſchen Regierung getroffene Uebereinkunft zur Beförderung der Rechts⸗ 


pflege. Vom IH 1839. 


11. Dezember 


ee der Königlich Preußiſchen und der Koͤniglich Saͤchſiſchen Regierung 
iſt zur Befoͤrderung der Rechtspflege folgende Uebereinkunft getroffen worden: 


1. Allgemeine Beſtimmungen. 


a Art. 1. 

Die Gerichte der beiden kontrahirenden Staaten leiſten einander unter 
den nachſtehenden Beſtimmungen und Einſchraͤnkungen, ſowohl in Civil⸗ als 
Straf⸗Rechts⸗Sachen diejenige Rechtshuͤlfe, welche fie den Gerichten des In⸗ 
landes nach deſſen Geſetzen und Gerichts⸗Verfaſſung nicht verweigern dürfen. 


II. Beſondere Beſtimmungen. 


1. Ruͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit in buͤrgerlichen Rechts- 
Streitigkeiten. 


Art. 2. 

Die in Civilſachen in dem einen Staate ergangenen und nach deſſen 
Geſetzen vollſtreckbaren richterlichen Erkenntniſſe, Kontumazialbeſcheide und Agni⸗ 
tionsreſolute oder Mandate ſollen, wenn ſie von einem nach dieſem Vertrage 
als kompetent anzuerkennenden Gerichte erlaſſen ſind, auch in dem andern Staate 
an dem dortigen Vermoͤgen des Sachfaͤlligen unweigerlich vollſtreckt werden. 

Daſſelbe fol. auch ruͤckſichtlich der in Prozeſſen vor dem kompetenten Ge⸗ 
richt geſchloſſenen und nach den Geſetzen des letzteren vollſtreckbaren Vergleiche 
Statt finden. 

N Wie weit Wechſelerkenntniſſe auch gegen die Perſon des Verurtheilten 
in dem andern Staate vollſtreckt werden koͤnnen, iſt im Artikel 29. beſtimmt. 


Art. 3. 

Ein von einem zuſtaͤndigen Gericht gefaͤlltes rechtskraͤftiges Civilerkennt⸗ 
niß begründet vor den Gerichten des andern der kontrahirenden Staaten die 
Einrede der rechtskraͤftig entſchiedenen Sache mit denſelben Wirkungen, als 
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wenn das Erkenntniß von einem Gerichte desjenigen Staates, in welchem die 
Einrede geltend gemacht wird, geſprochen waͤre. 


Art. 4. 

Keinem Unterthan iſt es erlaubt, ſich durch freiwillige Prorogation einer 
nach den Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Vertrages nicht kompetenten Ge⸗ 
richtsbarkeit des andern Staates zu unterwerfen. 

Keine Gerichtsbehoͤrde iſt befugt, der Requiſition eines ſolchen geſetzwidrig 
prorogirten Gerichts um Stellung des Beklagten oder Vollſtreckung des Er⸗ 
kenntniſſes Statt zu geben, vielmehr wird jedes von einem ſolchen Gericht ge⸗ 
ſprochene Erkenntniß in dem andern Staate als unguͤltig betrachtet. 


Art. 5. 

Beide Staaten erkennen den Grundſatz an, daß der Klaͤger dem Ge⸗ 
richtsſtande des Beklagten zu folgen habe; es wird daher das Urtheil dieſer Ge⸗ 
richtsſtelle nicht nur, inſofern daſſelbe etwas gegen den Beklagten, ſondern auch 
inſofern es etwas gegen den Klaͤger, z. B. ruͤckſichtlich der Erſtattung von Un⸗ 
koſten verfuͤgt, in dem andern Staate als rechtsguͤltig anerkannt und vollzogen. 


Art. 6. 

Zu der Inſinuation der von dem Gericht des einen Staates an einen 
Unterthan des andern auf eine angeſtellte Widerklage erlaſſenen Vorladung, ſo 
wie zu der Vollſtreckung des in einer ſolchen Widerklagſache abgefaßten Er⸗ 
kenntniſſes iſt das requirirte Gericht nur unter den in ſeinem Lande in Anſehung 
der Widerklage geltenden geſetzlichen Beſtimmungen verpflichtet, wonach auch die 
Beſtimmung Art. 3. ſich modifizirt. 


Art. 7. 

Die Provokationsklagen (ex lege diflamari oder ex lege si contendat) 
werden erhoben vor demjenigen Gerichte, vor welches die rechtliche Ausfuͤhrung 
des Hauptanſpruchs gehoͤren wuͤrde; es wird daher die vor dieſem Gerichte, be⸗ 
ſonders im Fall des Ungehorſams, ausgeſprochene Sentenz von der Obrigkeit 
des Provozirten als rechtsguͤltig und vollſtreckbar anerkannt. 


Art. 8. & 

Der perſoͤnliche Gerichtsſtand, welcher entweder durch den Wohnſitz in 
einem Staate oder bei denen, welche einen eigenen Wohnſitz noch nicht genom⸗ 
men haben, durch die Herkunft in dem Gerichtsſtande der Eltern begruͤndet iſt, 
wird von beiden Staaten in perſoͤnlichen Klageſachen dergeſtalt anerkannt, daß 
die Unterthanen des einen Staates von den Unterthanen des andern Staates 
in der Regel und in ſofern nicht in nachſtehend erwähnten: Faͤllen ſpezielle Ge⸗ 
Be konkurriren, nur vor ihrem reſp. perſoͤnlichen Richter belangt wer⸗ 
den duͤrfen. 8 


Art 9 N 
i Ob Jemand einen Wohnſitz in einem der kontrahirenden Staaten habe, 
wird nach den Geſetzen deſſelben beurtheilt. 


Art. 10. 
Wenn Jemand in beiden Staaten ſeinen Wohnſitz in . 
ichem 
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lichem Sinne genommen hat, haͤngt die Wahl des Gerichtsſtandes von dem 
Klaͤger ab. ER 
z Art. 11. 

Der Wohnſitz des Vaters, wenn dieſer noch am Leben iſt, begründet zu- 
gleich den ordentlichen Gerichtsſtand der Kinder, welche ſich noch in feiner Ger 
walt befinden, ohne Ruͤckſicht auf den Ort, wo die Kinder geboren worden find, 
oder ſich nur eine Zeit lang aufhalten. 5 


Art. 12. 5 

Iſt der Vater verſtorben, ſo verbleibt der Gerichtsſtand, unter welchem 
derfelbe zur Zeit des Ablebens feinen Wohnſitz hatte, der ordentliche Gerichts⸗ 
ſtand der Kinder, fo lange dieſelben noch keinen eigenen ordentlichen Wohnſitz 
begruͤndet haben. 

Art. 13. a 

Hat das Kind zu Lebzeiten des Vaters oder nach ſeinem Tode den 
Wohnſitz deſſelben verlaffen und innerhalb drei Jahre nach erlangter Volljaͤh⸗ 
rigkeit oder aufgehobener vaͤterlicher Gewalt keinen eigenen feſten Wohnſitz ge⸗ 
nommen, ſo verliert es, in den Preußiſchen Staaten, den Gerichtsſtand des 
Vaters und wird nach den Geſetzen ſeines jedesmaligen Aufenthalts beurtheilt. 


Art. 14. 
Iſt der Vater unbekannt, oder das Kind nicht aus einer Ehe zur rech⸗ 
ten Hand erzeugt, ſo richtet ſich der Gerichtsſtand eines ſolchen Kindes auf 
gleiche Art nach dem gewoͤhnlichen Gerichtsſtande der Mutter. 


Art 15. 

Die Beſtellung der Perſonalvormundſchaft fuͤr Unmündige oder ihnen 
gleich zu achtende Perſonen gehoͤrt vor die Gerichte, wo der Pflegbefohlene ſich 
weſentlich aufhält. In Abfiht der zu dem Vermögen der Pflegbefohlenen ge⸗ 
hörigen Immobilien, welche unter der andern Landeshoheit liegen, ſteht der jen⸗ 
feitigen Gerichtsbehoͤrde frei, wegen dieſer beſondere Vormuͤnder zu beſtellen oder 
den auswaͤrtigen Perſonalvormund ebenfalls zu beſtätigen, welcher letztere jedoch 
bei den auf das Grundſtuͤck ſich beziehenden Geſchaͤften, die am Orte des gele⸗ 
genen Grundſtuͤcks geltenden geſetzlichen Vorſchriften zu befolgen hat. Im er⸗ 
ſteren Falle ſind die Gerichte der Hauptvormundſchaft gehalten, der Behoͤrde, 
welche wegen der Grundſtuͤcke beſondere Vormuͤnder beſtellt hat, aus den Akten 
die noͤthigen Nachrichten auf Erfordern mitzutheilen; auch haben die beiderſeiti⸗ 
gen Gerichte wegen Verwendung der Einfünfte aus den Guͤtern, ſo weit ſolche 
zum Unterhalte und der Erziehung oder dem ſonſtigen Fortkommen der Pflege 
befohlenen erforderlich ſind, ſich mit einander zu vernehmen, und in deſſen Ver⸗ 
folg das Noͤthige zu verabreichen. 
i Art. 16. i 

Diejenigen, welche in dem einen oder dem andern Staate, ohne einen 
Wohnſitz daſelbſt zu haben, eine abgeſonderte Handlung, Fabrik oder ein ande⸗ 
res dergleichen Etabliſſement beſitzen, ſollen wegen perſoͤnlicher Verbindlichkeiten, 
welche fie in Anſehung ſolcher Etabliſſements eingegangen haben, ſowohl vor 
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den Gerichten des Landes, wo die Gewerbsanſtalten ſich befinden, als vor dem 
Gerichtsſtande des Wohnorts belangt werden koͤnnen. 


Art. 17. - 
Die Uebernahme einer Pachtung, verbunden mit dem perſoͤnlichen Auf⸗ 
enthalte auf dem erpachteten Gute ſoll den Wohnſitz des Paͤchters im Staate 
begruͤnden. 


N Art. 18. 

Ausnahmsweiſe koͤnnen jedoch: 

1) Studirende wegen der am Univerſitaͤtsorte von ihnen gemachten Schul⸗ 
den oder anderer durch Vertraͤge oder Handlungen daſelbſt fuͤr ſie ent⸗ 
ſtandenen Rechtsverbindlichkeiten, 

2) alle im Dienſte Anderer ſtehende Perſonen, ſo wie dergleichen Lehrlinge, 
Geſellen, Handlungsdiener, Kunſtgehilfen, Hand- und Fabrikarbeiter in 
Injurien⸗, Alimenten- und Entſchaͤdigungsprozeſſen und in allen Rechts⸗ 
Streitigkeiten, welche aus ihren Dienſt-, Erwerbs- und Kontraktsver⸗ 
haͤltniſſen entſpringen, ingleichen im Koͤnigreich Sachſen wegen kontra⸗ 
hirter Schulden, 5 

ſo lange ihr Aufenthalt an dem Orte, wo ſie ſtudiren oder dienen, dauert, bei 
den dortigen Gerichten belangt werden. 

Bei verlangter Vollſtreckung eines von dem Gericht des temporären Auf⸗ 
enthaltsortes geſprochenen Erkenntniſſes durch die Behoͤrde des ordentlichen pers 
ſoͤnlichen Wohnſitzes ſind jedoch die nach den Geſetzen des letzteren Ortes be⸗ 
ſtehenden rechtlichen Verhaͤltniſſe desjenigen, gegen welchen das Erkenntniß voll⸗ 
ſtreckt werden ſoll, zu beruͤckſichtigen. 5 


Art. 19. 

Allgemeines Bei entſtehendem Kreditweſen wird der perſoͤnliche Gerichtsſtand des 

Konkurs⸗Ge⸗ Schuldners auch als allgemeines Konkursgericht (Gantgericht) anerkannt; hat 

1 Jemand nach Art. 9., 10. wegen des in beiden Staaten zugleich genommenen 

Wohnſitzes einen mehrfachen perſoͤnlichen Gerichtsſtand, fo entſcheidet für die 
Kompetenz des allgemeinen Konkursgerichts die Praͤvention. 

Der erbſchaftliche Liquidationsprozeß wird im Fall eines mehrfachen Ge⸗ 
richtsſtandes von dem Gerichte eingeleitet, bei welchem er von den Erben oder 
dem Nachlaßkurator in Antrag gebracht wird. 

Der Antrag auf Konkurseroͤffnung findet nach erfolgter Einleitung eines 
erbſchaftlichen Liquidationsprozeſſes nur bei dem Gerichte ſtatt, bei welchem der 
letztere bereits rechtshaͤngig iſt. 


Art. 20. 

Der hiernach in dem einen Staate eröffnete Konkurs⸗ oder Liquidations⸗ 
Prozeß erſtreckt ſich auch auf das in dem andern Staate befindliche Vermoͤgen 
des Gemeinſchuldners, welches daher auf Verlangen des Konkursgerichts von 
demjenigen Gericht, wo das Vermögen ſich befindet, ſichergeſtellt, inventirt, und 
entweder in natura oder nach vorgaͤngiger Verſilberung zur Konkursmaſſe aus⸗ 
geantwortet werden muß. 

Hier⸗ 


Hierbei finden jedoch folgende Einſchraͤnkungen Statt: 

4) Gehört zu dem auszuantwortenden Vermoͤgen eine dem Gemeinſchuldner ans 
gefallene Erbſchaft, ſo kann das Konkursgericht nur die Ausantwortung des, 
nach erfolgter Befriedigung der Erbſchaftsglaͤubiger, in fo weit nach den 
im Gerichtsſtande der Erbſchaft geltenden Geſetzen die Separation der 
Erbmaſſe von der Konkursmaſſe noch zulaͤſſig iſt, ſo wie nach Berichti⸗ 
gung der ſonſt auf der Erbſchaft ruhenden Laſten, verbleibenden Ueber⸗ 
reſtes der Konkursmaſſe fordern. ö 

2) Ebenſo koͤnnen vor Ausantwortung des Vermoͤgens an das allgemeine 
Konkursgericht alle nach den Geſetzen desjenigen Staates, in welchem 
das auszuantwortende Vermoͤgen ſich befindet, zulaͤſſigen Vindikations⸗, 
Pfand⸗, Hypotheken oder ſonſtige, eine vorzuͤgliche Befriedigung gewaͤh⸗ 
renden Rechte an den zu dieſem Vermoͤgen gehoͤrigen und in dem be⸗ 
treffenden Staate befindlichen Gegenſtaͤnden, vor deſſen Gerichten geltend 
gemacht werden, und iſt ſodann aus deren Erloͤs die Befriedigung dieſer 
Glaͤubiger zu bewirken und nur der Ueberreſt an die Konkursmaſſe ab - 
zuliefern, auch der etwa unter ihnen oder mit dem Kurator des allge⸗ 

meinen Konkurſes oder erbſchaftlichen Liquidationsprozeſſes uͤber die Ve⸗ 
ſche oder Prioritaͤt einer Forderung von denſelben Gerichten zu ent⸗ 
eiden. 

3) Beſitzt der Gemeinſchuldner Vergtheile oder Kuxe oder ſonſtiges Berg⸗ 
werkseigenthum, ſo wird, Behufs der Befriedigung der Bergglaͤubiger, 
aus demſelben ein Spezialkonkurs bei dem betreffenden Berggericht ein⸗ 
geleitet und nur der verbleibende Ueberreſt dieſer Spezialmaſſe zur Haupt⸗ 
konkursmaſſe abgeliefert. 

4) Ebenſo kann, wenn der Gemeinſchuldner Seeſchiffe oder dergleichen 
Schiffsparte beſitzt, die vorgaͤngige Befriedigung der Schiffsglaͤubiger 
aus dieſen Vermoͤgensſtuͤcken nur bei dem betreffenden See⸗ und Han⸗ 
delsgericht im Wege eines einzuleitenden Spezialkonkurſes erfolgen. 


Art. 21. 


In fo weit nicht etwa die in dem vorſtehenden Artikel 20. beſtimmten 
Ausnahmen eintreten, ſind alle Forderungen an den Gemeinſchuldner bei dem 
allgemeinen Konkursgericht einzuklagen, auch die Ruͤckſichts ihrer etwa bei den 
Gerichten des andern Staates bereits anhaͤngigen Prozeſſe bei dem Konkurs⸗ 
gericht weiter zu verfolgen, es ſei denn, daß letzteres Gericht deren Fortſetzung 
und Entſcheidung bei dem prozeßleitenden Gerichte ausdruͤcklich genehmigt oder 
Verlangt. 


Auch diejenigen der im Art. 20. gedachten Realforderungen, welche von 
den Glaͤubigern bei dem beſonderen Gerichte nicht angezeigt, oder daſelbſt gar 
nicht oder nicht vollſtaͤndig bezahlt worden ſind, koͤnnen bei dem allgemeinen 
Konkursgerichte noch geltend gemacht werden, ſo lange bei dem letztern nach den 
Geſetzen deſſelben eine Anmeldung noch zulaͤſſig iſt. 

Dingliche Rechte werden jedenfalls nach den Geſetzen des Orts, wo die 


Sache belegen iſt, beurtheilt und geordnet. g 
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a Hinſichtlich der Gültigkeit perſoͤnlicher Anſpruͤche entſcheiden, wenn es auf 
die Rechtsfähigkeit eines der Betheiligten ankommt, die Geſetze des Staates, 
dem er angehört; wenn es auf die Form eines Rechtsgeſchaͤftes ankommt, die 
Geſetze des Staates, wo das Gefhäft vorgenommen worden iſt (Art. 33); bei 
allen andern als den vorangefuͤhrten Faͤllen die Geſetze des Staates, wo die Forderung 
entftanden ift. Ueber die Rangordnung perſoͤnlicher Anſpruͤche und deren Ver⸗ 
haͤltniß zu den dinglichen entſcheiden die am Orte des Konkursgerichts gelten⸗ 
den Geſetze. Nirgends aber darf ein Unterſchied zwiſchen in⸗ und auslaͤn diſchen 
Glaͤubigern, ruͤckſichtlich der Behandlung ihrer Rechte gemacht werden. 5 


Art. 22. 
Dinglicher Ge⸗ Alle Realklagen desgleichen alle poſſeſſoriſchen Rechtsmittel, wie auch die 
richtsſtand. ſogenannten actiones in rem scriptae, müffen, dafern fie eine unbewegliche 
Sache betreffen, vor dem Gerichte in deſſen Bezirk ſich die Sache befindet, — 
konnen aber, wenn der Gegenſtand beweglich iſt, auch vor dem perſoͤnlichen Ges 
richtsſtande des Beklagten — erhoben werden, vorbehaltlich deſſen, was auf den 
Fall des Konkurſes beſtimmt iſt. 


Art. 23. 
In dem Gerichtsſtande der Sache koͤnnen keine blos (rein) perſoͤnliche 
Klagen angeſtellt werden. i 


Art. 24. 

Eine Ausnahme von dieſer Regel findet jedoch ſtatt, wenn gegen den 
Beſitzer unbeweglicher Guͤter eine ſolche perſoͤnliche Klage angeftellt wird, welche 
aus dem Beſitze des Grundſtuͤcks oder aus Handlungen fließt, die er in der 
Eigenſchaft als Gutsbeſitzer vorgenommen hat. Wenn daher ein folder 
Grundbeſitzer ö | 

1) die mit feinem Paͤchter oder Verwalter eingegangenen Verbindlichkeiten 
zu erfuͤllen, oder 
2) die zum beſten des Grundſtuͤcks geleiſteten Vorſchuͤſſe oder gelieferten 

Materialien und Arbeiten zu verguͤten ſich weigert, oder wenn von den 

auf dem Grundſtuͤck angeftellten dienenden Perſonen Anſpruͤche wegen 

des Lohns erhoben werden, oder 

3) die Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit oder ein aͤhnliches Befugniß mißbraucht, 
oder 

4) feine Nachbarn im Beſitze ſtoͤrt; 

5) In 1155 auf das benachbarte Grundſtuͤck ihm zuſtehenden Rechts bes 

ruͤhmt, oder ö 

6) wenn er das Grundſtuͤck ganz oder zum Theil veräußert und den Kon 
trakt nicht erfüllt, oder die ſchuldige Gewähr nicht leiſtet, 
ſo muß derſelbe in allen dieſen Fällen: bei dem Gerichtsſtande der Sache Recht 
nehmen, wenn ſein Gegner ihn in ſeinem perſoͤnlichen Gerichtsſtande nicht be⸗ 
langen will. 5 
Art. 25. 

Gerichtsſtand Der Gerichtsſtand einer Erbſchaft iſt da, wo der Erblaſſer zur Zeit ſei⸗ 

der Erbſchaft. nes Ablebens feinen perſoͤnlichen Gerichtsſtand hatte. 3 
rt. 
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Art. 26. 5 

In dieſem Gerichtsſtande koͤnnen angebracht werden: N 

1) Klagen auf Anerkennung eines Erbrechts und ſolche die auf Erfuͤllung 
oder Aufhebung teſtamentariſcher Verfuͤgungen gerichtet ſind; 

2) Klagen zwiſchen Erben, welche die Theilung der Erbſchaft oder die Ge⸗ 
waͤhrleiſtung der Erbtheile betreffen. 

Doch kann dies (zu 1. und 2.) nur ſo lange geſchehen, als in dem 

b der Erbſchaft der Nachlaß noch ganz oder theilweiſe vor⸗ 
anden iſt. 

Endlich koͤnnen 

3) in dieſem Gerichtsſtande auch Klagen der Erbſchaftsglaͤubiger und Lega⸗ 
tarien angebracht werden, ſo lange ſie nach den Landesgeſetzen in dem 
Gerichtsſtande der Erbſchaft angeſtellt werden duͤrfen. 

In den zu 1. 2. und 3. angefuͤhrten Faͤllen bleibt es jedoch dem 
Ermeſſen der Klaͤger uͤberlaſſen, ob ſie ihre Klage, ſtatt in dem Gerichts⸗ 
111 5 191 Erbſchaft, in dem perſoͤnlichen Gerichtsſtande der Erben an⸗ 

ellen wollen. 


Art. 27. 


Ein Arreſt kann in dem einen Staate unter den nach den Geſetzen deſſel- Gerichtsſtand 
ben vorgeſchriebenen Bedingungen gegen den Bürger des andern Staates in des Arreſts. 
deſſen in dem Gerichtsbezirke des Arreſtrichters befindlichen Vermoͤgen angelegt 

werden, und begruͤndet zugleich den Gerichtsſtand fuͤr die Hauptklage in ſoweit, 

daß die Entſcheidung des Arreſtrichters ruͤckſichtlich der Hauptſache nicht bloß an 

dem in ſeinem Gerichtsſprengel befindlichen und mit Arreſt belegten, ſondern an 

allen in demſelben Lande befindlichen Vermoͤgensobjekten des Schuldners voll⸗ 

ſtreckbar iſt. Die Anlegung des Arreſtes giebt jedoch dem Arreſtklaͤger kein Vor⸗ 

zugsrecht vor andern Glaͤubigern und verliert daher durch Konkurseroͤffnung über 

das Vermoͤgen des Schuldners ſeine rechtliche Wirkung. 


Art. 28. 


Der Gerichtsſtand des Kontrakts, vor welchem eben ſowohl auf Erfuͤl⸗ Gerichtsſtand 
lung, als auf Aufhebung des Kontrakts geklagt werden kann, findet nur dann des Kontrakts 
ſeine Anwendung, wenn der Kontrahent zur Zeit der Ladung in dem Gerichts⸗ 

Bezirk ſich anweſend befindet, in welchem der Kontrakt geſchloſſen worden iſt 
oder in Erfuͤllung gehen ſoll. 


Art. 29. 


Die Klauſel in einem Wechſelbriefe oder eine Verſchreibung nach Wech⸗ 
ſelrecht, wodurch ſich der Schuldner der Gerichtsbarkeit eines jeden Gerichts un⸗ 
terwirft, in deſſen Bezirk er nach der Verfallzeit anzutreffen iſt, wird als guͤltig 
anerkannt, und begruͤndet die Zuſtaͤndigkeit eines jeden Gerichts gegen den in 
ſeinem Bezirk anzutreffenden Schuldner. 

Aus dem ergangenen Erkenntniſſe ſoll ſelbſt die Perſonalexekution gegen 
den Schuldner bei den Gerichten des andern Staates vollſtreckt werden. 
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Art. 30. 
Perch Bei dem Gerichtsſtande, unter welchem Jemand fremdes Gut oder 
ger geführten Vermoͤgen bewirthſchaftet oder verwaltet hat, muß er auch auf die aus einer 


ſolchen Adminiſtration angeſtellte Klage ſich einlaſſen, ſo lange nicht die Admi⸗ 
en völlig beendigt und dem Verwalter über die abgelegte Rechnung 
quittirt iſt. 

Wenn daher ein aus der quittirten Rechnung verbliebener Nückftand ges 
fordert oder eine ertheilte Quittung angefochten wird, ſo kann dieſes nicht bei 
dem vormaligen Gerichtsſtande der geführten Verwaltung geſchehen. 


Art. 31. . 
Intervention. Jede Intervention, die nicht eine beſonders zu behandelnde Rechtsſache 
in einen ſchon anhaͤngigen Prozeß einmiſcht, ſie ſey prinzipal oder acceſſoriſch, 
f betreffe den Klaͤger oder den Beklagten, ſey nach vorgaͤngiger Streitankuͤndigung 
i oder ohne dieſelbe geſchehen, begründet gegen den auslaͤndiſchen Intervententen 
die Gerichtsbarkeit des Staates, in welchem der Hauptprozeß geführt wird. 


Art. 32. 
Wirkung der Sobald vor irgend einem in den bisherigen Artikeln beſtimmten Ge⸗ 
Rehtehängig- richtsſtande eine Sache rechtshaͤngig geworden iſt, fo iſt der Streit daſelbſt zu 
beendigen, ohne daß die Rechtshaͤngigkeit durch Veraͤnderung des Wohnſitzes 
oder Aufenthalts des Beklagten geſtoͤrt oder aufgehoben werden koͤnnte. 
Die Rechtshaͤngigkeit einzelner Klageſachen wird durch die legale Inſi⸗ 
nuation der Ladung zur Einlaſſung auf die Klage fuͤr begruͤndet erkannt. 


2. Ruͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit in nicht ſtreitigen 
Rechts ſachen. e 


Art. 33. i 
Alle Rechtsgeſchaͤfte unter Lebenden und auf den Todesfall werden, was 
die Guͤltigkeit derſelben ruͤckſichtlich ihrer Form betrifft, nach den Geſetzen des 
Orts beurtheilt, wo ſie eingegangen ſind. 
8 Wenn nach der Verfaſſung des einen oder des andern Staates die: 
Guͤltigkeit einer Handlung allein von der Aufnahme vor einer beſtimmten Be⸗ 
hoͤrde in demſelben abhaͤngt, ſo hat es auch hierbei ſein Verbleiben. 


, e Leue, ger n, : Art. 34. . 3 

,, VPertraͤge, welche die Begründung eines dinglichen Rechts auf unbe⸗ 
Fu ce ec, wegliche Sachen zum Zwecke haben, richten ſich lediglich nach den Geſetzen des 
nel egen Orts, wo die Sachen liegen. 5 
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See, mee lin, Je 3. Ruͤckſichtlich 0 i 
. Ne, d, Ser zung abe. rt. R 
< Verbrecher und andere Uebertreter von Strafgeſetzen werden, ſoweit 


l ml, fe, ech nicht die nachfolgenden Artikel Ausnahme beſtimmen, von dem Staate, dem fie 
eee eee, angehoͤren, nicht ausgeliefert, ſondern daſelbſt wegen der in dem andern Staate 
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begangenen Verbrechen zur Unterſuchung gezogen. und. beftraft. Daher findet 
auch ein Kontumazialverfahren des andern Staates gegen fie nicht late. 

Bei der Konſtatirung eines Forſtfrevels, welcher von dem Angehoͤrigen 
eines Staates in dem Gebiete des andern verübt worden iſt, ſoll den offiziellen 
Angaben und Abſchaͤtzungen der kompetenten Forſt⸗ und Polizeibeamten des Orts 
des begangenen Frevels dieſelbe Beweiskraft, als den Angaben und Abſchaͤtzun⸗ 
gen inlaͤndiſcher Offizianten von der erkennenden Behoͤrde beigelegt werden, 
wenn ein ſolcher Beamter auf die wahrheitsmaͤßige, treue und gewiſſenhafte An⸗ 
gabe ſeiner Wahrnehmung und Kenntniß entweder im Allgemeinen oder in dem 
ſpeziellen Falle eidlich verpflichtet worden iſt, und weder einen Denunzianten⸗ 
Antheil, noch das Pfandgeld zu beziehen hat. a 

Uebrigens behält es wegen der Verhütung und Beſtrafung der Forſt⸗ 
frevel in den Grenzwaldungen bei der beſtehenden Uebereinkunft vom 12. Ok⸗ 
tober 1835. ſein Bewenden. 


Art. 36. 


Wenn ein Unterthan des einen Staates in dem Gebiete des andern 
ſich eines Vergehens oder Verbrechens ſchuldig gemacht hat und daſelbſt er⸗ 
griffen und zur Unterſuchung gezogen worden iſt, ſo wird, wenn der Verbrecher 
gegen juratoriſche Kaution oder Handgeloͤbniß entlaffen worden, und ſich in ſei⸗ 
nen Heimathsſtaat zuruͤckbegeben hat, von dem ordentlichen Richter deſſelben 
das Erkenntniß des ausländifchen Gerichts, nach vorgaͤngiger Requiſition und 
Mittheilung des Urtels ſowohl an der Perſon als an den in dem Staatsge⸗ 
biete befindlichen Guͤtern des Verurtheilten vollzogen, vorausgeſetzt, daß die 
Handlung, wegen deren die Strafe erkannt worden iſt, auch nach den Geſetzen 
des requirirten Staates als ein Vergehen oder Verbrechen und nicht als eine 
blos polizei⸗ oder finanzgeſetzliche Uebertretung erſcheint, ingleichen unbeſchadet 
des dem requirirten Staate zuftändigen Strafverwandlungs⸗ oder Begnadigungs⸗ 
rechts. Ein Gleiches findet im Fall der Flucht eines Verbrechers nach der Ver⸗ 
urtheilung oder während der Strafverbuͤßung ftatt. 8 

Hat ſich aber der Verbrecher vor der Verurtheilung, der Unterſuchung 
durch die Flucht entzogen, ſoll es dem unterſuchenden Gericht nur freiſtehen, 
unter Mittheilung der Akten auf Fortſetzung der Unterſuchung und Beſtrafung 
des Verbrechers, ſo wie auf Einbringung der aufgelaufenen Unkoſten aus dem 
Vermoͤgen des Verbrechers anzutragen. In Fallen, wo der Verbrecher nicht 
vermoͤgend iſt, die Koſten der Strafdollſtreckung zu tragen, hat das requirirende 
Gericht ſolche, in Gemaͤßheit der Beſtimmung des Art. 45. zu erſetzen. 


Art. 37. 


Hat der Unterthan des einen Staates Strafgeſetze des andern Staates Bedingt zu ge⸗ 
durch ſolche Handlung verletzt, welche in dem Staate, dem er angehoͤrt, gar Sable L 
nicht verpoͤnt find, z. B. durch Uebertretung eigemhuͤmlicher Abgabengeſetze, Po⸗ lung 
lizeivorſchriften und dergleichen, und welche demnach auch von dieſem Staate 
nicht beſtraft werden koͤnnen, fo fol auf vorgaͤngige Requiſition zwar nicht 
wangsweiſe der Unterthan vor das Gericht des andern Staates geſtellt, dem⸗ 
; ſelben aber ſich ſelbſt zu ſtellen verſtattet werden, damit er ſich gegen die An⸗ 
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Auslieferung 
der Geflüch te⸗ 
ten. 


Auslieferung 
der Ausländer. 


Verbindlichkeit 
der Annahme 
er Ausliefe⸗ 

rung. 


ſchuldigungen vertheidigen und gegen das in ſolchem Falle zulaͤſſige Kontumazial⸗ 
Verfahren wahren koͤnne. 

Doch ſoll, wenn bei Uebertretung eines Abgabengeſetzes des einen Staa⸗ 
tes dem Unterthanen des andern Staates Waaren in Beſchlag genommen wor⸗ 
den ſind, die Verurtheilung, ſey es im Wege des Kontumazialverfahrens oder 
ſonſt inſofern eintreten, als ſie ſich nur auf die in Beſchlag genommenen Ge⸗ 
genſtaͤnde beſchraͤnkt. In Anſehung der Kontravention gegen Zollgeſetze bewen⸗ 
det = N unter den reſp. Vereinsſtaaten abgeſchloſſenen Zollkartell vom 
11. Mai : 


| Art. 38. 

Der zuftändige Strafrichter darf auch, ſo weit die Geſetze feines Landes 

es geſtatten, uͤber die aus dem Verbrechen entſprungenen Privatanſpruͤche mit 
erkennen, wenn darauf von dem Beſchaͤdigten angetragen worden iſt. ö 


Art. 39. 

Unterthanen des einen Staates, welche wegen Verbrechen oder anderer 
Uebertretungen ihr Vaterland verlaffen und in den andern Staat ſich geflüchtet 
haben, ohne daſelbſt zu Unterthanen aufgenommen worden zu ſeyn, werden nach 
vorgaͤngiger Requiſition gegen Erſtattung der Koſten ausgeliefert. 


Art. 40. 

Solche eines Verbrechens oder einer Uebertretung verdaͤchtige Indivi⸗ 
duen, welche weder des einen noch des andern Staates Unterthanen ſind, wer⸗ 
den, wenn ſie Strafgeſetze des einen der beiden Staaten verletzt zu haben be⸗ 
ſchuldigt ſind, demjenigen, in welchem die Uebertretung veruͤbt wurde, auf vor⸗ 
gaͤngige Requiſition gegen Erſtattung der Koſten ausgeliefert; es bleibt jedoch 
dem requirirten Staate uͤberlaſſen, ob er dem Auslieferungsantrage Folge geben 
wolle, bevor er die Regierung des dritten Staates, welchem der Verbrecher 
angehört, von dem Antrage in Kenntniß geſetzt und deren Erklaͤrung erhalten 
habe, ob ſie den Angeſchuldigten zur eigenen Beſtrafung reklamiren wolle. 


Art. 41. 

In denſelben Fallen, wo der eine Staat berechtigt iſt, die Auslieferung 

eines Beſchuldigten zu fordern, iſt er auch verbunden, die ihm von dem andern 
Staate angebotene Auslieferung anzunehmen. 


Art. 42. 
In Kriminalfaͤllen, wo die perſoͤnliche Gegenwart der Zeugen an dem 
Orte der Unterſuchung nothwendig iſt, ſoll die Stellung der Unterthanen des 
einen Staates vor das Unterſuchungsgericht des andern zur Ablegung des Zeug⸗ 
niſſes zur Konfrontation oder Rekognition gegen vollſtaͤndige Verguͤtung der 
Reiſekoͤſten und des Verſaͤumniſſes nie verweigert werden. 5 


Art. 43. a 
Da nunmehr die Falle genau beſtimmt find, in welchen die Auslieferung 
der Angeſchuldigten oder Geſtellung der Zeugen gegenſeitig nicht verweigert wer⸗ 
den ſollen, ſo hat im einzelnen Falle die Behoͤrde, welcher ſie obliegt, die 23 5 
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is Reverſalien über gegenfeitige gleiche Rechtswwillfaͤhrigkeit nicht weiter zu 
verlangen. | 

In Anſehung der vorgaͤngigen Anzeige der requirirten Gerichte an die 
vorgeſetzten Behoͤrden, bewendet es bei den in beiden Staaten deshalb getroffe⸗ 
nen Anordnungen. 


III. Beſtimmungen ruͤckſichtlich der Koſten in Civil: und 
Kriminalſachen. 


Art. 44. 

Gerichtliche und außergerichtliche Prozeß⸗ und Unter ſuchungskoſten, welche 
von dem kompetenten Gericht des einen Staats nach den dort geltenden Vor⸗ 
7 1 feſtgeſetzt und ausdruͤcklich für beitreibungsfaͤhig erklaͤrt worden find, 
ollen auf Verlangen dieſes Gerichts auch in dem andern Staate von dem da⸗ 
ſelbſt ſich aufhaltenden Schuldner ohne Weiteres exekutiviſch eingezogen werden. 
Die den gerichtlichen Anwaͤlten an ihre Mandanten zuſtehenden Forderungen an 
Gebuͤhren und Auslagen koͤnnen indeß in Preußen gegen die dort wohnenden 
Mandanten nur im Wege des Mandatsprozeſſes nach $. 1. der Verordnung 
vom 1. Juni 1833. geltend und beitreibungsfaͤhig gemacht werden; es iſt jedoch 
auf die Requiſition des Saͤchſiſchen Prozeßgerichts das geſetzliche Verfahren von 
dem kompetenten Gericht einzuleiten, und dem auswaͤrtigen Rechtsanwalte Be⸗ 
e koſtenfreien Betreibung der Sache ein Aſſiſtent von Amts wegen zu 
eſtellen. 


Art. 45. 

In allen Civil⸗ und Kriminalrechtsſachen, in welchen die Bezahlung der 
Unkoſten dazu unvermoͤgenden Perſonen obliegt, haben die Behoͤrden des einen 
Staates die Requiſitionen der Behoͤrden des andern ſportel⸗ und ſtempelfrei zu 
expediren und nur den unumgaͤnglich noͤthigen baaren Verlag an Kopialien, 
Porto, Botenloͤhnen, Gebuͤhren der Zeugen und Sachverſtaͤndigen, Verpflegungs⸗ 
und Transportkoſten zu liquidiren. 


Art. 46. 

Den vor einem auswaͤrtigen Gerichte abzuhoͤrenden Zeugen und andern 
Perſonen follen die Reiſe⸗ und Zehrungskoſten, nebſt der wegen ihrer Verſaͤum⸗ 
niß ihnen gebührenden Verguͤtung, nach der von dem requfrirten Gerichte ge⸗ 
ſchehenen Verzeichnung bei erfolgter wirklicher Siſtirung von dem requirirenden 
Gerichte ſofort verabreicht werden. 


Art. 47. i 
Zu Entſcheidung der Frage, ob die Perſon, welcher die Bezahlung der 
Unkoſten in Civil⸗ und Kriminalſachen obliegt, hinreichendes Vermoͤgen dazu be⸗ 
ſitzt, ſoll nur das Zeugniß derjenigen Gerichtsſtelle erfordert werden, unter wel⸗ 
cher dieſe Perſon ihre weſentliche Wohnung hat. 

Sollte dieſelbe ihre weſentliche Wohnung in einem dritten Staate haben 
und die Beitreibung der Koſten dort mit Schwierigkeiten verbunden ſeyn, ſo 
wird es angeſehen, als ob ſie kein hinreichendes eigenes Vermoͤgen beſitze. Iſt 

in Kriminalfaͤllen ein Angeſchuldigter zwar vermoͤgend, die Koſten zu entrichten, 
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jedoch in dem geſprochenen Erkenntniſſe dazu nicht verurtheilt worden, ſo if die⸗ 
ſer Sal dem des Unbermögens an gleich zu ſetzen. 
rt. 48. 
| Sämtliche vorſtehende Viseu gelten nicht in Beſtehung auf die 
Koͤniglich Preußiſchen Rheinprovinzen. Auch ſtehen die Beſtimmungen des ge⸗ 
genwaͤrtigen Vertrages mit der Beurtheilung der politiſchen Heimath in keiner 
Verbindung. 
t. 49. 

a Dauer diefer eren wird auf Zwoͤlf Jahre, vom 1. Dezem⸗ 
ber d. an gerechnet, feſtgeſetzt. Erfolgt ein Jahr vor dem Ablaufe keine 
tan von der einen oder andern Seite, ſo iſt fie ſtillſchweigend als auf 
noch zwölf Jahre weiter verlängert anzuſehen. 

Hieruͤber iſt Koͤniglich Preußiſcher Seits gegenwärtige Miniſterial⸗Er⸗ 
klaͤrung ausgefertigt und ſolche mit dem Königlichen Inſiegel verſehen worden. 

Berlin, den 14. Oktober 1839. 


(. S) 
Koͤniglich Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
5 Frh. v. Werther. 


De Erklarung wird, aach ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende Erz 
klaͤrung des Koͤniglich Saͤchſiſchen Miniſteriums vom 30. v. M. ausgewechſelt 
worden, hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 11. Dezember 1839. N 


Der Minifter der auswärtigen SLNgeLeBEnBeRN DE 
Frh. v. Werther. | 
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